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Aus dem steirischen Landtag

Die deutliche Niederlage der 
SP-VP-Koalition bei Volksab-
stimmungen in sieben oststeiri-
schen Gemeinden über eine Zu-
sammenlegung zeigt, dass sich 
die steirische Bevölkerung auch 
durch die monatelange einseiti-
ge Propaganda nicht „einkochen“ 
lässt. 
Das sagte KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler zu 
den Befragungen, in denen sich 
in zwei Fällen bei einer hohen 
Wahlbeteiligung sogar weniger 
als fünf Prozent für eine Ge-
meindezusammenlegung aus-
sprachen.
Klimt-Weithaler: „Auf die mas-
siven Kürzungen im Sozialbe-
reich durch Voves und Schüt-
zenhöfer folgt unter dem Titel 
‚Verwaltungsreform‘ ein Abbau 
von Selbstverwaltung und De-
mokratie. Erzwungene Gemein-
defusionen bedeuten einen Ra-
tionalisierungsschub in vielen 
mit der Gemeinde verknüpften 
Bereichen auf Kosten der Le-
bensqualität, sonst wäre keine 
Einsparung damit verbunden.“
Kindergärten, Schulen und so-
ziale Einrichtungen sind mit der 
Gemeinde verbunden. Ebenso 
die Grundversorgung bei Mül-
lentsorgung, Wasser und Kanal, 
um nur einige betroffene Be-
reiche zu nennen. Langfristig 
gehen durch die sogenannten 
Reformen tausende Arbeitsplät-
ze verloren. Das verschweigt die 
Landesregierung, wenn sie für 
ihre Verwaltungsreform wirbt.
Der Abbau von Lebensqualität 
durch die geplanten Zusam-
menlegungen soll mit finanziel-
lem Druck erpresst werden. Die 
Gemeinde bekommen zu we-

„Koalition gegen steirische Bevölkerung“
Klimt-Weithaler: Demokratie heißt, dass Bevölkerung Recht auf Mitsprache hat!

nig Mittel von Bund und Land, 
gleichzeitig haben sie selbst 
kaum Einnahmen. Solange der 
Bund die Staatsschulden auf die 
Gemeinden ablädt, kann auch 
keine Zusammenlegung bei der 
finanziellen Gesundung 
helfen. „Die Pläne der 
Landesregierung sind 
ein weiterer Schritt zum 
Ausverkauf unseres 

Landes und zur Zerstörung sei-
ner Identität. Die KPÖ ist nicht 
gegen sinnvolle Gemeindefu-
sionen, wenn diese von der Be-
völkerung mitgetragen werden. 
Zwangsfusionen sind in einer 

Wir berichten, was andere verschweigen.

Die wiederholten Vorstöße 
aus ÖVP-Kreisen zur Ab-

schaffung der steirischen An-
waltschaften waren zuletzt auch 
im steirischen Landtag Gegen-
stand von Debatten. Claudia 
Klimt-Weithaler, KPÖ-Klubob-
frau, sieht im Versuch, die An-
waltschaften u.a. für Menschen 
mit Behinderung, PatientIn-
nen- und Pflegeanwaltschaft 
sowie die Umwelt-, Kinder- und 
Jugendanwaltschaft ruhigzustel-
len, einen Angriff auf die Rech-
te der Bürgerinnen und Bürger. 
Diese hätten in vielen Fällen 
kaum noch Chancen, zu ihrem 
Recht zu kommen.

Im Jahr 2008 setzte sich die SPÖ 
für eine Landesvolksanwalt-
schaft für die Steiermark ein. Der 
Vorschlag wurde von der KPÖ 
unterstützt und fand eine Mehr-
heit im Landtag, allerdings nicht 
die erforderliche 2/3-Mehrheit. 

Ziel der Initiative war eine orga-
nisatorische Zuordnung der An-
wältInnen, Ombudsfrauen und 
Ombudsmänner zum Landtag.
Die Forderungen des SPÖ-An-
trages sind unverändert gültig, 
deshalb wird die KPÖ damit 
noch einmal den Landtag be-
fassen. Die bisherigen Tätig-
keiten würden so weitgehend 

erhalten bleiben, Doppelglei-
sigkeiten könnten vermieden 
werden. Klimt-Weithaler: „Die 
Anwaltschaften sind wichtige 
rechtsstaatliche Instrumente 
und Servicestellen für die Steire-
rinnen und Steirer. Weil sie der 
Drüberfahrer-Regierung immer 
wieder lästig werden, will man 
sie loswerden. Die ‚Evaluierung‘, 
die jetzt im Raum steht, ist eine 
Vorstufe zur Abschaffung. Der 
richtige Weg wäre aber, die An-
waltschaften zu stärken und dem 
Landtag zuzuordnen. Die SPÖ 
soll zu ihren eigenen Anträgen 
stehen, statt sich ihrem Reform-
partner zu unterwerfen.“

Abschaffung der Anwaltschaften heißt  
Einschränkung der Bürgerrechte

Hoch bezahlte Jasa-
ger: Das erhoffen sich 

SPÖ und ÖVP von 
ihrer Verwaltungsre-
form. Die Opposition 
soll künftig draußen 

bleiben, dafür soll 
noch mehr Geld in die 

politischen Apparate 
fließen.

Demokratie aber grundsätzlich 
abzulehnen, warum sollten die 
Menschen nicht mitreden dür-
fen, wenn es um die Zukunft ih-
rer Heimatgemeinden geht?“, so 
die KPÖ-Abgeordnete.

LAbg. Klimt-Weithaler: „SPÖ verrät eigene Forderungen”
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Der im Verlauf der Wirtschafts-
krise bereits häufig geäußerte 
Wunsch aus Bankenkreisen, die 
Wirtschaftspolitik der EU-Mit-
gliedsstaaten durch eine „Wirt-
schaftsregierung“ zu ersetzen, 
nimmt durch den EU-Gipfel in 
Brüssel immer konkretere Züge 
an. Darauf verwies der steirische 
KPÖ-LAbg. Werner Murgg am 
Donnerstag. Weltweit protestie-
ren Millionen gegen eine Wirt-
schaftspolitik, die die Lebens-

EU-Wirtschaftsregime
LAbg. Murgg (KPÖ): „EU-Elite ist zu Banken ge-

pilgert, bis diese zufrieden waren“

grundlagen der großen Mehrheit 
zugunsten einer kleinen Wirt-
schaftselite immer weiter ein-
engt. Gleichzeitig beschließt die 
EU einen radikalen Sozialabbau 
und ein europaweites Lohndum-
ping, um den Banken eine Billi-
on, also tausend Milliarden, Euro 
zur Verfügung zu stellen.
Werner Murgg: „Die EU-Eliten 
sind mitten in der Nacht zu den 
Banken gepilgert, bis deren Wün-
sche erfüllt waren. Es ist kaum 
vorstellbar, dass die EU-Größen 
auch mit Gewerkschaften oder 
Sozialinitiativen so lange verhan-
deln, bis diese zufrieden sind. Der 
EU-Gipfel hat deutlich gemacht, 
dass demokratische Mitbestim-
mung in der EU unerwünscht ist, 
wenn wirtschaftliche Interessen 
auf dem Spiel stehen. Griechen-
land ist bereits völlig unter EU-
Kuratel gestellt, künftig wird es 
auch anderen Mitgliedsstaaten 
so ergehen.“

Neue steirische Landesverfassung: KPÖ kritisiert zu hohe Machtkonzentration bei Regierung
Klimt-Weithaler: Reform bringt keine Abkehr von Privilegien, aber „Lizenz zum Drüberfahren“

Rede von KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler zur 
Verfassungsreform im stei-
rischen Landtag (kürze ich 
dann je nach Platzbedarf)
Heute ist es also soweit: In der 
Steiermark wird der Proporz ab-
geschafft. Das halten wir von der 
Kommunistischen Partei auch 
grundsätzlich für eine gute Sa-
che. Dennoch sehen wir in die-
sem Akt keinen Grund zu feiern. 
Bevor man feiert, muss man sich 
nämlich bei dieser Verfassungs-
reform die Frage stellen: Was 
bleibt denn am Ende des Tages 
übrig? Ist es ein großer Wurf 
oder vielleicht doch nur ein Ver-
such der so genannten Reform-
partnerschaft, davon abzulenken, 
dass sie mit ihrem Budget wie 
mit einer Abrissbirne durch die 
Steiermark gefahren sind und ei-
nen Kahlschlag im Sozial- und im 
Jugendbereich, in der Bildung, in 
der Kultur und im Gesundheits-
bereich hinterlassen haben?

Sparpolitik, Schulden und Privi-
legien

Sie geben vor, gemeinsam, konst-
ruktiv für das Land arbeiten und 
dabei noch an sich selbst sparen 
zu wollen. Nachdem Sie einen 
großen Teil der Steirischen Be-
völkerung geschröpft haben, be-
schränkt sich der Wille, bei sich 
selbst zu sparen, allerdings auf 
die Verkleinerung des Landtages. 
Hinauf zu den Regierungssesseln 
und Regierungsbüros ist dieser 
Spargedanke schon um einiges 
abgeschwächt.
Eine Verkleinerung des Landta-
ges ist demokratiepolitisch be-
denklich, denn sie zielt darauf 
ab, kleine Fraktionen aus dem 
Landesparlament zu drängen. 
Diese Verfassungsreform nun in 
so einem rasanten Tempo durch-
zubringen lässt durchaus den 
Gedanken aufkommen, dass ein 
unmittelbarer Zusammenhang 
mit dem Kürzungspaket besteht. 
Denn, bevor ihnen die Bevölke-
rung die Rechnung dafür präsen-
tieren kann, ändern die die Spiel-
regeln so, dass sie große Chancen 
haben, auch mit Abstrichen noch 
an der Macht zu bleiben.
Von einem Verfassungskonvent, 
den ÖVP-Klubobmann Drexler 

noch vor kurzer Zeit für unab-
dingbar gehalten hat, war über-
haupt keine Rede mehr. Aber 
bleiben wir noch ein wenig beim 
Sparen: Die Verkleinerung des 
Landtages wird laut ihrer Novel-
le 788.000,- Euro/Jahr einsparen. 
Wie ernst es ihnen jedoch mit 
dem Sparen ist, zeigt sich daran, 
wenn es ans Eingemachte geht. 
Einen Vorschlag, der weitaus 
mehr, nämlich 2,5 Mio. Euro 
jährlich, hat ihnen nur ein mildes 
Lächeln abgerungen. Die KPÖ 
hat nämlich vorgeschlagen, nicht 
den Landtag zu verkleinern, 
sondern die Polit-Einkommen 
auf ein Maß zu reduzieren, das 
keine/n Abgeordnete in die Ar-
mut stürzen würde. Sie verzich-
ten aber, obwohl sie vorgeben 
sparen zu wollen, auf 1,8 Mio. 
Euro pro Jahr, damit ihre eigenen 
Gehälter nicht angetastet wer-
den. Mit ihrer Variante sparen sie 
nicht für die Steirische Bevölke-
rung, sondern sie sparen auf Kos-
ten der Demokratie.

Viel Macht…
Die heute vorliegende Novelle 
der so genannten Reformpart-
nerschaft, die den Proporz ab-
schaffen soll, ist nicht die erste 
in der Geschichte des Steier-
märkischen Landtages. In der 
vergangenen Periode gab es be-
reits einen Versuch. SPÖ, KPÖ 
und Grüne haben damals einen 
Antrag ausgearbeitet, der sich 
in einem wesentlich zum heu-
te vorliegenden unterschieden 
hat. In der Begründung dieses 
damaligen Antrages, findet sich 
ein Kernsatz – ich zitiere: „Da die 
Rolle des Landtages nach der Ab-
schaffung des Proporzes system-
bedingt eher geschwächt wird, 
sieht diese Novelle eine starke 
Verbesserung der so genannten 
Minderheitenrechte vor.“
Das heißt im Klartext, eine Ab-
schaffung des Proporzes kann 
nur mit einem Ausbau der Rech-
te der Opposition Hand in Hand 
gehen, denn ansonsten herrscht 
mangelnde Machtbalance. Es ist 
mir schon klar, dass die so ge-
nannte Reformpartnerschaft das 
anders sieht und ihrer Meinung 
nach die Oppositionsrechte oh-
nehin schon den Zenit erreicht 
haben. Aber ein Blick auf die 

Mit der populistischen Propa-
ganda „Abkehr vom Proporz-
system”, drückte die Regierung 
– inklusive FPÖ und Grünen 
– die neue Landesverfassung 
durch: Die Polit-Privilegien 
bleiben ebenso wie die Amter-
lautteilung zwischen den Groß-
parteien. Die Oppositionsrechte 
bleiben aber eingeschränkt.

Die neue Verfassung bringt eine 
noch höhere Machtkonzentra-
tion auf Regierungsebene, der 
kein Ausbau der Kontroll- und 
Mitspracherechte gegenüber-
steht. Auch die Verkleinerung 
des Landtages von 56 auf 48 Sitze 
ist aus Sicht der KPÖ demokra-
tiepolitisch bedenklich, da die 
Maßnahme darauf abziele, kleine 
Fraktionen aus dem Landespar-
lament zu drängen. Die KPÖ hat 
vorgeschlagen, stattdessen die 
Einkommen der Politikerinnen 
und Politiker um 30 Prozent zu 
reduzieren und die Ämter des 
3. Landtagspräsidenten und des 
2. Landeshauptmann-Stellver-

treters verbindlich abzuschaffen. 
Das hätte eine jährlich Einspa-
rung in der Höhe von beinahe 1,9 
Mio. Euro gegenüber dem SPÖ-
ÖVP-Vorschlag gebracht.
Auch bei den aufgeblähten Re-
gierungsbüros, die teilweise 
über 20 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beschäftigen, gibt es 
in der neuen Verfassung keinen 
Ansatz zur Verkleinerung. KPÖ-
Klubobfrau Claudia Klimt-Weit-
haler: „Auch wenn es in der neuen 
Verfassung gute Ansätze gibt, die 
auch unsere Zustimmung gefun-
den haben, darf man eines nicht 
vergessen: Die Regierung wird 
künftig viel mehr Macht erhalten. 
Die Opposition bekommt aber 
keine zusätzlichen Rechte und 
Möglichkeiten. Auch die Privi-
legien bleiben unangetastet. Mit 
der neuen Verfassung wird es in 
der Steiermark nicht demokra-
tischer zugehen, dafür erhält die 
Regierung eine ‚Lizenz zum Drü-
berfahren‘. Dabei ist es in Zukunft 
noch wichtiger, dass jemand der 
Regierung auf die Finger schaut.“



Die von Landesrätin Elisabeth 
Grossmann angekündigte Ab-
schaffung des Kinderzuschusses 
ist ein schwerer Schlag für die 
ärmsten Familien in der Steier-
mark. Das sagte KPÖ-Klubob-
frau Claudia Klimt-Weithaler 
zu den neuen Kürzungsmaß-
nahmen der „Reformpartner-
schaft“.
Der Kinderzuschuss in der Höhe 
von 145,35 Euro im Monat wird 
derzeit nach Geburt eines Kin-
des ein Jahr lang ausbezahlt, 
wenn das Pro-Kopf-Einkommen 
einer Familie unter 793,40 Euro 
liegt. Ab Februar 2012 sollen 
keine Neuanträge mehr möglich 
sein. Die Aussage von Landesrä-

tin Grossmann, der Kinderzu-
schuss sei durch die Einführung 
der Mindestsicherung nicht 
mehr nötig, ist für Klimt-Weit-
haler nicht nachvollziehbar: „Die 
Behauptung, die Kürzungen wür-
den durch die Mindestsicherung 
kompensiert, ist absurd. Gerade 
Familien haben nun viel weniger 
Geld zur Verfügung als mit der 
Sozialhilfe. Neben Kürzungen 
beim Lebensunterhalt und bei 
den Wohnkosten, dem Verlust 
der Sonderzahlungen und den 
steigenden Preisen verlieren jetzt 
ausgerechnet die ärmsten Famili-
en in der Steiermark eine weitere 
dringend nötige Unterstützung. 
Gerade Familien mit Kleinkin-

dern müssen viele Anschaffungen 
tätigen, die aus der Mindestsi-
cherung nicht finanzierbar sind.“
Die KPÖ wird sich deshalb im 
Landtag für eine Beibehaltung 
des Kinderzuschusses einsetzen. 
„Den sozial Schwächsten wird 
nun erneut eine Leistung wegge-
nommen, die als Ausgleich der 
gröbsten Ungleichheit gedacht 
war. Über Reichensteuern und 
Abgaben auf Spekulationsge-
schäfte wird immer nur geredet. 
Denjenigen, die sich das Leben 
jetzt schon kaum noch leisten 
können, wird ohne mit der Wim-
per zu zucken eine Unterstützung 
nach der anderen gestrichen“, so 
Claudia Klimt-Weithaler.

Abschaffung des Kinderzuschusses:  
Anschlag auf Familien

Klimt-Weithaler: Aussagen von Grossmann absurd

Neue steirische Landesverfassung: KPÖ kritisiert zu hohe Machtkonzentration bei Regierung
Klimt-Weithaler: Reform bringt keine Abkehr von Privilegien, aber „Lizenz zum Drüberfahren“

Fakten zeigt, dass dem nicht so 
ist. Von dem Vorschlag, bei dem 
es noch um einen echten Ausbau 
der Oppositionsrechte ging, hat 
sich in erster Linie die SPÖ mei-
lenweit entfernt, dutzende Ab-
striche gemacht und letztendlich 
nun gemeinsam mit der ÖVP 
ein Paket auf den Tisch gelegt, 
das mit dem ursprünglichen fast 
nichts mehr gemein hat.

…aber wenig Kontrolle
Doch wie sieht denn dieses Paket 
eigentlich aus? Ja, der Proporz 
kommt weg und ja, es ist auch 
ein positives Signal, dass sich 
SPÖ und ÖVP nun entschlossen 
haben, die Beschlussprotokolle 
der Landesregierung selektiv zu 
veröffentlichen, aber dann sind 
wir auch schon wieder fertig. 
Alle anderen Oppositionsrechte, 
also jene, die in der Realität um-
setzbar sind und sich nicht nur 
am Papier schön machen, hat es 
auch bis dato schon gegeben. Es 
gibt also keinen Ausbau, sondern 
es bleibt, wie es war – mit ein 
paar Zugeständnissen, die keine 
wirkliche Verbesserung sind!
Ihre Strategie, werte KollegIn-
nen von der so genannten Re-
formpartnerschaft, war nur allzu 
leicht zu durchschauen und hat 
mich sehr an die Vorgehensweise 
bei den Kürzungen im Sozialbe-
reich erinnert: Sie haben bereits 
vorher gut einkalkuliert, wo Sie 
dann in den Verhandlungen un-
ter dem Deckmantel „der groß-
zügigen Bereitschaft“ nachgeben 
werden. Bestes Beispiel dafür 
war die Sache mit dem Instru-
ment der Dringlichen Anfrage. 
Mit dem Vorstoß, sie solle künf-
tig nur mehr eingebracht werden 
können, wenn sie von mindestens 
sechs Abgeordneten unterzeich-
net ist, haben Sie das bekommen, 
womit Sie ohnehin gerechnet 
haben: Protest der Oppositions-
parteien. In den Verhandlungen 
haben sie versucht, diesen Punkt 
als Fahnenfrage darzustellen, um 
abschließend zur derzeit gelten-
den Regelung zurückzukehren. 
Ähnlich wie bei den bereits er-
wähnten Kürzungen: Zuerst ha-
ben sie gut gebrüllt, aber nicht 
ohne sich selbst einen Spielraum 
mit ein paar Millionen zu lassen, 
um dann nach den Protesten Zu-

geständnisse machen zu können.
Wenn diese Verfassungsreform 
heute beschlossen wird, dann 
wird sie es ohne die Stimmen 
der KPÖ. Wir begrüßen zwar die 
Proporzabschaffung und sehen 
in der neuen Verfassung punk-
tuell gute Ansätze, die durch-
aus unsere Zustimmung finden. 
Aber eines darf man nicht ver-
gessen: Die Regierung wird künf-
tig viel mehr Macht erhalten, 
die Opposition bekommt aber 
keine zusätzlichen Rechte. D.h. 
die Möglichkeiten der Kontrolle 
sind sehr eingeschränkt. Und vor 
allem zeigt diese Verfassungsre-
form deutlich: Gespart wird an 
der Demokratie, aber nicht an 
den Privilegien, denn diese blei-
ben unangetastet.
Dabei zeigen gerade die Ereignis-
se der letzten Wochen, wie wich-
tig eine kritische und konstrukti-
ve Opposition ist. Das ist für die 
Regierung natürlich nicht immer 
angenehm, vor allem, wenn sie 
gegen die Bevölkerung arbeitet. 
Aber denken wir nur an die Min-
destsicherung. Die KPÖ hat laut-
stark davor gewarnt, dass diese 
gravierende Mängel beinhaltet, 
die dazu führen werden, dass die 
Betroffenen weitaus schlechter 
gestellt sind als mit der bisheri-

gen Sozialhilfe. Jetzt 
ist man endlich auch 
im Sozialressort zur 
Einsicht gelangt, 
dass es Änderungen 
im Sinne der Betrof-
fenen braucht.

Fazit
Wir stimmen ei-
ner Verfassungs-
reform, die die 
Opposition klein 
hält, während die 
Regierung kaum 
noch einer Kont-
rolle unterliegt und 
die Privilegien auf-
rechterhält, nicht 
zu. Betrachtet man 
ihre so genannten 
Reformvorhaben 
in Zusammenhang 
mit den Entwick-
lungen der vergan-
genen Monate, mit dem Kür-
zungspaket, der mangelnden 
Transparenz bei dem Plan der 
Bezirks- und Gemeindezusam-
menlegungen, oder auch vor 
kurzem beim Plan, die Om-
budsstellen und Anwaltschaf-
ten kaltzustellen, dann zeigt 
sich bei SPÖ und ÖVP ein Po-
litikverständnis, das die KPÖ 

LAbg. Klimt-Weithaler: KPÖ stimmte als 
einzige PArtei gegen Demokratieabbau

nicht mittragen kann und nicht 
mittragen wird.
Wenn sie sich heute für diese 
Novellierung abfeiern lassen, 
in der Hoffnung, dass die gan-
ze kleine österreichische Welt 
staunend auf sie blickt, dann 
vergessen sie nicht: Einer aus-
giebigen Feier folgt meist ein 
ausgiebiger Kater auf den Fuß.
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Sieben Monaten nach Ein-
führung der Mindestsi-
cherung sind die brutalen 
Auswirkungen dieser rea-
len Kürzung sichtbar ge-
worden.
Die KPÖ hat schon vor Einfüh-
rung der „bedarfsorientierten 
Mindestsicherung“ am 1. März 

2011 auf die Probleme hingewie-
sen.
Nun wurde auf die Kritik von 
KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler hin eine Gesetzteskor-
rektur vorgenommen, die einige 
der schlimmsten „Härtefälle” 
korrigiert: „Es ist für die Betrof-
fenen erfreulich, dass sich bei 
der Mindestsicherung nun et-

SPÖ und ÖVP halten an Verkauf 
der Landes-Pflegeheime fest

Obwohl das Land selbst Zahlen 
vorgelegt hat, die bestätigen, 
dass die Pflege in öffentlichen 
Heimen wesentlich weniger 
kostet als in privaten, wollen 
SPÖ und ÖVP in der Steiermark 
nicht von ihrem Plan abrücken, 
die vier Pflegeheime des Lan-
des an einen privaten Investor 
zu verkaufen, um sie dann von 
der KAGes betreiben zu lassen. 
In einer Dringlichen Anfrage 
an Landesrätin Edlinger-Ploder 
versuchte KPÖ-LAbg. Werner 
Murgg heute Aufklärung über 
die vielen offenen Fragen im Zu-
sammenhang mit dieser Konst-
ruktion zu bringen.
Landesrätin Edlinger-Ploder be-
stätigte in ihrer Antwort, dass es 
in den vier Heimen des Landes 
seit mehreren Wochen einen 
Aufnahmestopp gibt und dass 
derzeit über 150 Betten nicht be-
legt sind. „Die Frage der Finan-
zierung der Renditen, ohne die 
wohl kaum ein privater Investor 
anzulocken sein wird, blieb hin-
gegen im Dunkeln“, bedauert 
Murgg, denn „die Bevölkerung 
wird ebenso wie die Belegschaft 
und Klienten im Unklaren über 
die Zukunft der Pflegezentren 

gelassen.“ Die KPÖ befürchtet, 
dass für die Pflege gewidmetes 
Landesgeld erneut dazu verwen-
det wird, die Profite privater In-
vestoren zu subventionieren.
Der von der Landesregierung 
vorgelegte Bedarfs- und Ent-
wicklungsplan des Landes Stei-
ermark im Bereich der Lang-
zeitpflege vom September 2011 
behandelt ausführlich die Rolle 
der landeseigenen Heime. Dort 
wird ausdrücklich auf die fla-
chere Steigung der Kosten für 
die Unterbringung in den lan-
deseigenen Pflegezentren hin-
gewiesen. In Heimen privater 
Betreiber verdoppelten sich 
hingegen die Kosten. 2010 ver-
schlangen die Ausgaben für pri-
vate Pflegeheime bereits 65,6 % 
(€ 230.128.049,36) der Gesamt-
kosten in der stationären Pflege.
Ein Antrag der KPÖ, vom Ver-
kauf der Landespflegezentren 
Kindberg, Mautern, Knittelfeld 
und Bad Radkersburg Abstand 
zu nehmen, fand zwar die Zu-
stimmung von FPÖ und Grü-
nen, die „Reformpartnerschaft“ 
aus SPÖ und ÖVP lehnte ihn 
aber ab.

Steiermark korrigiert Fehler bei Mindestsicherung
KPÖ-Antrag wird eingearbeitet, Mindestsicherung hat aber weiterhin grobe Mängel

was bewegt. Die Regierung hat 
bisher kategorisch abgelehnt, 
die Mängel einzugestehen. Im 
Sommer hat uns sogar Sozialmi-
nister Hundstorfer schwarz auf 
weiß bestätigt, dass das gesamte 
Gesetz nicht den bundesweiten 
Vereinbarungen entspricht., so 
die KPÖ-Abgeordnete.

Verbesserungen mit der Novel-
lierung:
•	 Für das Einkommen wird 

künftig der Jahresdurch-
schnitt herangezogen, nicht 
mehr die einzelnen Monate. 
Bisher konnten z.B. Bezie-
herinnen und Bezieher einer 
Invaliditätspension durch 
eine Sonderzahlung zu Weih-
nachten ihren Anspruch auf 
Mindestsicherung verlieren, 
auch wenn sie in den übrigen 
Monaten weit unter der Ein-
kommensgrenze lagen.

•	 Minderjährige, die alleine le-
ben, haben nun Anspruch auf 
die volle Summe zur Deckung 
des Lebensbedarfs.

•	 Verringerung der bürokrati-
schen Hürden beim Nachweis 
des Pflegebedarfs.

Bestehende Probleme:
•	 Der Regress verpflichtet Eltern 

bzw. Kinder von Bezieherin-
nen und Beziehern der Min-
destsicherung, die Leistungen 
an das Land zurückzuzahlen. 
Das hält viele Bedürftige da-
von ab, einen Antrag zu stel-
len. Eine solche Regelung exis-
tiert nur in der Steiermark.

•	 Die (gekürzte) Wohnbeihilfe 
wird als Einkommen gewer-
tet.

•	 Insbesondere die zwölfmalige 
Auszahlung der Mindestsi-
cherung stellt die Betroffenen 
gegenüber der alten Sozialhil-
fe schlechter.

Klimt-Weithaler: „Die Volkshil-
fe hat gewarnt, dass bereits eine 
Million Österreicherinnen und 
Österreicher von Armut gefähr-
det sind und darauf hingewiesen, 
dass die Mindestsicherung zu 
niedrig ist. Wir brauchen höhe-
re Einkommen, bessere soziale 
Standards und endlich auch eine 
gerechte Besteuerung großer Ver-
mögen, statt die Finanzmärkte 
auf Kosten der Bevölkerung zu 
sanieren.“

Anlässlich des Weltspartags wies 
die steirische KPÖ auf die zu-
nehmende Belastung durch die 
EU hin, die die immer höheren 
Kosten des Euro zur Gänze auf 
die Bevölkerung abwälzen.
Doch auch auf einer anderen 
Ebene bereichern sich Banken: 
Bei Gebühren und Zinsen, die 
bei einer Überziehung von Gi-
rokonten verrechnet werden. 
Bankkundinnen und –kunden 
sind dann mit horrenden Zinsen 
und Gebühren konfrontiert.
Der Bankenrechner der AK 
weist aktuell eine Bandbreite der 
Sollzinsen von 4,75 % bis 13,25%  
aus, Untersuchungen des Ver-
eines für Konsumentenschutz 
und der Arbeiterkammer gehen 
übereinstimmend von einem 
Mittelwert um 9,5% aus. Ein un-
durchschaubarer Dschungel von 
Bearbeitungsgebühren, Disposi-

tionsspesen, Rücklastschriftspe-
sen und Mahngebühren setzt 
nicht selten eine kaum kontrol-
lierbare Kostenlawine in Gang. 
Ein steirisches Geldinstitut ver-
blüfft mit Mahnkosten von bis 
zu 77 Euro.
Claudia Klimt-Weithaler, 
Klubobfrau der KPÖ im steiri-
schen Landtag: „Der Gesetzgeber 
ist gefordert, Verbraucherinnen 
und Verbraucher zu schützen. 
Banken sollen nur verhältnismä-
ßige Zinsen und leistungsgerechte 
Entgelte verlangen dürfen. Auch 
die Basis der Zinsberechnung 
muss transparenter werden. Da-
für werden wir 
uns auch im 
Landtag einset-
zen.“

Rettungsschirm für Menschen 
statt für Banken!

KPÖ-Initiative im Landtag gegen Zinsen- und 
Gebührennepp bei Girokonten
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